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Staat: Begriff und Staatsformmerkmale der Bundesrepublik Deutschland
Begriff des Staates:

Nach herrschender Meinung ist ein Staat dort verwirklicht, wo er über folgende 3 Elemente verfügt (Jellinek): Auf einem bestimmten Territorium (Staatsgebiet) lebt eine darauf ansässige Gruppe von Menschen (Staatsvolk) und es existiert eine faktisch wirksame Staatsgewalt. 

Aufgaben: Beschreibe die drei Elemente für die Bundesrepublik Deutschland! Hilfe: Schau in die Präambel des GG, Art. 20 II GG und Art. 116 I GG!

Staatsgebiet:

Staatsvolk:

Staatsgewalt: 

Fallbeispiele: 

· Grundstücksbesitzer G ist der Auffassung, sein Grundstück sei ein eigener Staat, er selbst bilde das Staatsvolk und die Regierung. Zu recht?

· Beim Vatikanstaat handelt es sich anerkanntermaßen um einen Staat. Der Bischof der Ev. Landeskirche in Baden ist der Auffassung, dass ihm die gleichen Rechte zustehen, wie dem Papst, denn schließlich habe die Ev. Kirche in Baden ein Territorium, sie habe Mitglieder und eine Regierung in Form des Oberkirchenrats. Was ist dem Bischof zu entgegnen?

Aufgabe (2. Teil): Benenne die fünf grundlegenden Staatsformmerkmale nach Art. 20 GG!

Staatsformmerkmale der Bundesrepublik Deutschland
Wesensmerkmal der Staatsform der Bundesrepublik Deutschland ist die „Freiheitlich demokratische Grundordnung“ (FDGO). Lt. BVerfGE 129,183 bedeutet sie eine Ordnung, die „unter Ausschluss jeglicher Gewalt- und Willkürherrschaft eine rechtsstaatliche Herrschaftsordnung auf der Grundlage der Selbstbestimmung des Volkes nach dem Willen der jeweiligen Mehrheit und der Freiheit und Gleichheit darstellt.“ Zur Verwirklichung der FDGO hat die Bundesrepublik Deutschland folgende Staatsformmerkmale: 

Demokratie / Republik: Das Demokratieprinzip ergibt sich aus Art. 20 I und II GG. 

Erläutere, was in Deutschland unter Demokratie verstanden wird (Art. 20 II 2 GG) und grenze den Begriff von anderen Staatsformen ab!

Beschreibe, wo das Demokratieprinzip gilt (Art. 23 I, 28 I, 21 I)!

Zum Weiterdenken: Unterscheide die Begriffe „Wahlen“ und „Abstimmungen“ und erläutere, in welchen Fällen in Deutschland Abstimmungen vorgehen sind und welche Formen sie haben (Art. 29 II und IV/V sowie 146 GG)! 

Rechtsstaat (Art. 19 IV GG):
Die zentrale Aufgabe des Rechtsstaates ist die Gewährung von Freiheit und Gerechtigkeit im staatlich beeinflussbaren Bereich. Seine Machtausübung ist durch Recht und Gesetz begrenzt. 

Der Rechtsstaat konkretisiert sich in folgenden Prinzipien: Gewaltenteilung, Achtung und Schutz der Grundrechte, Rechtsschutz (auch gegen den Staat – Verwaltungsgerichtsbarkeit)
Beschreibe die Gewalten in einer Gewaltenteilung:

1.

2.

3.

Beschreibe, wie sich die Gewalten wechselseitig kontrollieren (Art. 63, 67, 20 III, 76, 19 IV, 93 I GG). Erläutere, welchen Rechtsschutz ein Bürger hat (Art. 93 I 4a GG)!

Sozialstaat (Art. 20 I, 23 I, 28 I GG):
Ein Sozialstaat ist ein Staat, der nicht nur für rechtliche Chancengleichheit, sondern für tatsächliche Chancengleichheit sorgt. Er ist verpflichtet zur Herstellung und Erhaltung von sozialer Sicherheit.

Soziale Gerechtigkeit bedeutet eine Herstellung von tatsächlicher Chancengleichheit (z.B. BAFöG, Prozesskostenhilfe) und den Schutz der Schwachen gegen die Starken (Arbeitsrecht, Mietrecht, Verbraucherschutz usw.). 

Soziale Sicherheit bedeutet die Schaffung oder Erhaltung von Einrichtungen, die im Krisenfall die notwendige Daseinshilfe gewähren (Sozialversicherungssystem, Sozialhilfe usw.). 

Bundesstaat:
Wesensmerkmale des Bundesstaates sind die vertikale Gewaltenteilung (Kontrolle der Bundesstaatsgewalt durch den Bundesrat als Vertretung der Länder) und die Denzentralisierung der Staatsgewalt durch die Möglichkeit der Länder, ihre Angelegenheiten grundsätzlich selbst zu regeln.

Aufgabe: Grenze die Begriffe „Einheitsstaat“, „Bundesstaat“ und „Staatenbund“ gegeneinander ab!

Einheitsstaat:

Bundesstaat: 

Staatenbund: 

Aufgabenverteilung zwischen Bund und Ländern:
Nach Art. 30 GG besteht im Grundsatz folgende Aufgabenverteilung für Bund und Länder. Welche beiden Anwendungsbeispiele der Ausübung der Gewalt durch die Länder sind vor allem relevant? 

Allerdings bestimmt Art. 31 GG: 

Nach dem BVerfG haben die Länder die Verpflichtung zu bundesfreundlichem Verhalten. Das bedeutet insbesondere die gegenseitige Rücksichtnahme bei der Ausübung der eigenen Kompetenzen. 

Aufgaben:
· Das Land L möchte ein Endlager für radioaktiven Abfall bauen. Da die Regierung Proteste der Bevölkerung befürchtet, beschließt es, das Endlager im Dreiländereck der Bundesländer L, M und N zu bauen, damit so wenig Landeskinder wie möglich betroffen sind. Zu recht?

· Die Länder Bremen und Berlin sind als Stadtstaaten nicht in der Lage, ihre Aufgaben finanziell zu erfüllen und sind der Auffassung, dass ihnen Ausgleichszahlungen aus den reichen Ländern Baden-Württemberg, Hessen und Bayern zustehen. Die Bundesregierung erlässt ein Gesetz, das die drei letztgenannten Länder verpflichtet, Geldzahlungen zu leisten. Ist das rechtmäßig?

· Deutschland hat ein Abkommen mit seinen Nachbarstaaten beschlossen, dass flüchtende Verbrecher auch von der Polizei des jeweiligen Nachbarlandes verfolgt werden. Über die Schweizer Grenze flieht ein mutmaßlicher Verbrecher: Muss die Landespolizei Baden-Württemberg Amtshilfe leisten?
